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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Ausgehend von einer im Vorjahr vom Parlament überwiesenen Motion der SP reichte
der Landrat des Kantons Basel-Land eine Standesinitiative zur Koordination der
kantonalen Bildungssysteme ein. Verlangt wird insbesondere, dass die Bildungsstufen
von der Vorschule bis zur Tertiärstufe, ihre Dauer und das Einschulungsalter für die
ganze Schweiz verbindlich festgelegt werden. Ebenso sollen die Zahl der Abschlüsse am
Ende der Sekundarstufe I, die Qualifikationsziele und die Anschlüsse an die
Sekundarstufe II überall gleich geregelt werden. Weiter soll der Bund auch Zahl, Art und
Ziele der schweizerisch anerkannten allgemein- und berufsbildenden Ausbildungen an
der Sekundarstufe II definieren. Eine einheitliche Regelung wird für die gesamte
Berufsbildung gefordert. Im Bereich der Universitäten, technischen Hochschulen,
Fachhochschulen und Anstalten der höheren Bildung sollen Koordination,
gleichmässige finanzielle Hilfe, Unterstützung und Förderung sichergestellt werden. Die
Erwachsenenbildung ausserhalb des Tertiärbereichs soll unterstützt und die
Kompetenzen in diesem Bereich zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt werden.
Schliesslich soll der Bund beauftragt werden, die Qualität der kantonalen
Bildungssysteme zu evaluieren und deren Weiterentwicklung laufend zu koordinieren. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2002
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat gab einer Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft zur
Koordination der kantonalen Bildungssysteme Folge. Die Initiative fordert die
Schaffung einer Verfassungs- und Gesetzesgrundlage, welche die kantonalen
Bildungssysteme in der ganzen Schweiz koordinieren soll. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Forderung der „Elternlobby Schweiz“ nach der freien Schulwahl ist, ob als
generelles Anliegen oder beispielsweise auf die Oberstufe beschränkt, schweizweit
nach wie vor nicht mehrheitsfähig. Nach gescheiterten Plebisziten in den Kantonen
Basel-Landschaft und Thurgau sowie dem Rückzug einer entsprechenden Initiative in
Solothurn, nahmen im Februar des Berichtsjahrs auch 82,5 % der Stimmbevölkerung im
Kanton St. Gallen klar Stellung gegen das Anliegen. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.02.2011
SUZANNE SCHÄR

Grundschulen

Noch radikaler wurde die Forderung nach einem Wettbewerb zwischen Privat- und
Staatsschulen durch den Basler Landesring erhoben. Ein «Bildungsgutschein» soll eine
umfassende Freizügigkeit eröffnen, wodurch Privatschulen für ihre Besucher kostenlos
würden. Der Idee wurden in der katholischen Innerschweiz, wo mehrere kirchliche
Bildungsinstitute angesiedelt sind, einige Sympathien entgegengebracht. Auch in Genf
wurde eine Initiative für die freie Schulwahl lanciert, die für Eltern, die ihre Kinder in
eine Privatschule schicken wollen, einen Abbau der finanziellen Belastung fordert. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.05.1981
JÜRG FREY

Dans le canton de Saint-Gall, l'initiative «pour une école primaire sans enseignement
d'une langue étrangère» sera soumise au peuple en juin 1989 mais le gouvernement, le
parlement, le PDC, le PRD et une partie des socialistes lui sont opposés en vertu des
égards dûs aux minorités et de la coordination scolaire. Ses partisans – une partie des
socialistes et l'AdI – ont repris les arguments des initiants zurichois. Le Conseil de
l'éducation de Bâle-Campagne qui, dans un premier temps, avait refusé de débuter
plus tôt l'enseignement du français malgré des expériences concluantes, est revenu sur
cette décision de mai 1987. Dans une situation similaire, le conseil de l'éducation de
Schaffhouse a envisagé les modalités permettant une telle mise en oeuvre. Le canton
d'Argovie qui, au départ, avait préféré l'enseignement des travaux manuels à celui du
français, pourrait aussi réévaluer sa conduite. Dans le canton de Lucerne, la
consultation organisée sur la forme que prendra cette introduction a partagé, mais sans
remettre en cause la décision d'enseignement précoce du français, les milieux
enseignants. Ceux-ci ont posé trois conditions préalables: une réduction de la matière

KANTONALE POLITIK
DATUM: 13.12.1988
BRIGITTE CARETTI
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enseignée, une diminution des effectifs des classes et un soutien du projet par les
maîtres. Au stade consultatif, le corps enseignant nidwaldien était en majorité favorable
à l'introduction du français à l'école primaire. Par contre, un questionnaire a démontré
que la plupart des maîtres schwyzois se prononçaient contre un tel projet, tout comme
leurs collègues uranais mais ceux-ci se sont déclarés prêts à suivre une formation si cet
enseignement était introduit. 5

Das basellandschaftliche Lehrerseminar stellte ein Pilotprojekt für einen neuen
Primarlehrer-Ausbildungsgang vor. Unter dem Titel „Flexible Ausbildung von
Lehrkräften für die Primarschule“ wurde ab Sommer 2001 ein Lehrgang in Aussicht
gestellt, der einerseits die Präsenzzeit am Seminar auf zwei Tage pro Woche reduziert,
andererseits die Ausbildung via Internet und in strukturierten Lerngruppen ausbaut.
Das unter dem Patronat der EDK stehende Projekt richtete sich auch an Personen, die
nicht in Baselland wohnen. Es sollte drei oder allenfalls vier Jahre mit einem
anschliessenden Semester zur berufsbegleitenden Einführung dauern und strebte
einen hohen Grad an Flexibilität und Selbstbestimmung der Primarlehrerinnen und
-lehrer an. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

In Basel wird ab dem Schuljahr 2003/2004 in allen Volksschulen bis zum 7. Schuljahr in
Blockzeiten unterrichtet. Damit wird Basel-Stadt der erste Deutschschweizer Kanton
mit einer derart umfassenden Blockzeitenregelung. Im Kanton Basel-Land fand das
Prinzip der Blockzeiten ebenfalls Eingang ins neue Bildungsgesetz, doch kann den
Gemeinden erlaubt werden, davon Ausnahmen zu machen. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.2002
MARIANNE BENTELI

Die Fachhochschulen Aargau, Solothurn und beider Basel beschlossen, künftig im
Bereich der Bildungsforschung und -entwicklung zusammenzuarbeiten . 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Aufgrund der erfolgreichen Zusammenarbeit im Fachhochschulbereich beschlossen die
Regierungen der Kantone Aargau, beider Basel und Solothurns, im Rahmen eines „Mini-
HarmoS“-Projekts ihre Volksschulen besser zu koordinieren – „HarmoS“
(Harmonisierung der obligatorischen Schule) bezweckt die inhaltliche Abstimmung der
Schule Schweiz. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 01.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Mit dem Projekt „Bildungsraum Nordwestschweiz“ sollen die Schulsysteme in den
Kantonen Aargau, Solothurn und beider Basel in den nächsten Jahren umgebaut
werden. Ziel ist es, die vier kantonal unterschiedlichen Systeme in der Volksschule und
Sekundarschule zu harmonisieren. Im Dezember präsentierten die
Erziehungsdirektoren ihre Schlüsse aus der Vorabkonsultation. Sie empfahlen den
Kantonsregierungen die Schaffung eines vereinheitlichten Bildungsraumes per
Staatsvertrag. 10

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.11.2007
LINDA ROHRER

In den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn wurde im
Berichtjahr ein Staatsvertrag für einen Bildungsraum Nordwestschweiz erarbeitet.
Durch die Schaffung eines einheitlichen Bildungssystems wollen die vier Kantone
Mobilitätshindernisse abbauen und die Leistungsanforderungen auf allen Stufen
transparent und verbindlich machen. Unter anderem sollen die Kinder künftig eine
vierjährige Basisstufe besuchen, in welcher die bisherigen Kindergartenjahre und die
ersten zwei Schuljahre zusammengeführt werden. In den Kantonen Basel-Landschaft,
Basel-Stadt und Solothurn wurde dieser Entwurf im Dezember zusammen mit dem
HarmoS-Konkordat in die Vernehmlassung geschickt. Im Kanton Aargau erfolgt die
Vernehmlassung erst nach der Abstimmung zum Bildungskleeblatt im Frühling 2009,
weil damit bereits wesentliche Elemente des Bildungsraum-Programms umgesetzt
werden. 11

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.12.2008
ANDREA MOSIMANN
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Der 2008 angekündigte Staatsvertrag zur Schulharmonisierung zwischen Aargau,
Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn wurde im Berichtsjahr zu einer
Regierungsvereinbarung herabgestuft. Ein erster Dämpfer gab es im Februar, als der
Aargauer Erziehungsdirektor Rainer Huber (cvp), ein grosser Vorkämpfer des
Bildungsraums Nordwestschweiz mit einem vernichtenden Ergebnis abgewählt wurde.
Das Amt von Huber übernahm SVP-Mann Alex Hürzeler, der als Kritiker der
Schulharmonisierung gilt. Ein weiterer Rückschlag bedeutete die Volksabstimmung vom
17. Mai im Kanton Aargau: Die Stimmbevölkerung verwarf an der Urne alle vier Vorlagen
des „Bildungskleeblatts“, namentlich die Einführung einer Basisstufe, den Ausbau der
Tagesstrukturen, die Oberstufenreform und die Lektionenzuteilung nach einem
Sozialindex. Damit erteilte sie den wesentlichen Programmpunkten des Bildungsraums
Nordwestschweiz eine Abfuhr. 242.. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau und Solothurn kündeten im
Berichtsjahr an, dass sie ab 2013 einheitliche Leistungstests für alle Volksschüler des
Bildungsraums Nordwestschweiz einführen wollen. Geprüft werden in der zweiten
Klasse die Leistungen in Deutsch und Mathematik, in der sechsten, der achten und der
neunten Klasse kommen Fremdsprachen und Naturwissenschaften hinzu. 13

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.07.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Berichtsjahr wurde auch das Beitrittsverfahren zum HarmoS-Konkordat fortgesetzt.
Die Stimmbevölkerung des Kantons Freiburg sprach sich in der Volksabstimmung vom
März mit 61,1% für den Beitritt zu HarmoS aus. Das Elternforum Schweiz hatte 2009
erfolgreich das fakultative Referendum ergriffen. In Basel-Landschaft und Solothurn
wurde das Konkordat von den Kantonsparlamenten gutgeheissen. In den
obligatorischen Volksabstimmungen vom 26. September stimmten beide Kantone dem
HarmoS-Beitritt zu: Basel-Landschaft mit 56,3% und Solothurn mit 58,5% der Stimmen.
In Appenzell Ausserrhoden wurde das HarmoS-Konkordat vom Kantonsrat ebenfalls
gutgeheissen, an der Urne scheiterte der Beitritt allerdings mit einem Nein-
Stimmenanteil von 56,4%. In den Abstimmungskämpfen stützten sich die Gegner –
angeführt von der SVP – auf die bewährten Plakate mit weinenden Kindern und dem
Slogan „Schulzwang für 4-Jährige?“. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 27.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Dans plusieurs cantons, tels que ceux de Berne, Fribourg, Valais, Soleure, Bâle-Ville et
Bâle-Campagne, des modifications aux niveaux de l’enseignement des langues
étrangères ont été lancées par le Plan d’études romand (PER) et le Lehrplan 21. Il s’agit
donc d’apprendre l’allemand ou le français, dès la 3ème primaire, et d’introduire
l’anglais en 5ème primaire. L’objectif est d’améliorer les connaissances en anglais,
idiome international, tout en maintenant en priorité l’apprentissage d’une langue
étrangère nationale, afin de promouvoir la multiculturalité suisse. Néanmoins, ce projet
a soulevé de nombreuses inquiétudes. Beaucoup d’enseignants ont estimés qu’il était
voué à l’échec, s’il n’était pas doté de moyens supplémentaires. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.11.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Lehrplan 21, équivalent alémanique du Plan d’étude romand (PER), a essuyé de
nombreuses critiques. Alors que le PER est entré en vigueur en 2013, le Lehrplan 21 ne
devrait être appliqué qu’entre 2017 et 2019. Les nombreuses difficultés rencontrées
s’expliquent principalement par le nombre élevé de cantons qui doivent adhérer à ce
programme d’harmonisation. L’objectif de ce plan d’étude alémanique est de définir
les différentes compétences qui doivent être atteintes par l’élève au sein des branches
principales. En Suisse allemande, ce plan d’étude a soulevé le débat du côté des
enseignants, des pédagogues autant que du côté des parents, avant d’être récupéré par
la sphère politique. En effet, il a souvent été comparé à un «fourre-tout» illisible,
inutilisable et surtout inapplicable. Par conséquent, plusieurs groupes ont entamé une
récolte de signatures dans différents cantons, comme par exemple Argovie, Bâle-
Campagne, Schwyz ou encore St-Gall. Un seul leitmotiv : sauver une école de qualité. La
Conférence des directeurs cantonaux de l’instruction publique (CDIP), par
l’intermédiaire de Christian Amsler, a d’ailleurs haussé le ton pour indiquer qu’il n’était,
désormais, plus question de discussion, mais véritablement d’application. Au final,
après huit ans de travail et d’infinies pérégrinations, l’intervention des milieux
politiques devrait encore mettre des bâtons dans les roues de la mise en œuvre du
Lehrplan 21. 16

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.04.2014
GUILLAUME ZUMOFEN
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Dans le canton de Bâle-Campagne, les autorités ont décidé d’annuler la dispense de
serrer la main à un/-e enseignant/-e dont bénéficiaient deux étudiants de religion
musulmane. Cette décision découle du débat qui a pris sa source au sein de l’école de
Therwil (BL), avant de secouer la Suisse toute entière. Pour être précis, dans le courant
du mois d’avril, plusieurs médias ont révélé que deux frères syriens refusaient de serrer
la main à leurs enseignants pour des motifs religieux. Cette situation a crée une
polémique nationale qui a forcé le Département cantonal de l’éducation a réagir. Ainsi,
l’expertise juridique mandatée par le Canton a rendu sa décision. Elle estime que
l’intérêt public, lié notamment à l’égalité homme-femme mais aussi à l’intégration des
personnes étrangères primait sur la liberté de croyance. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Mittelschulen

Die Bildungsdirektoren der Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau und
Solothurn haben beschlossen, dass die Schülerinnen und Schüler der Nordwestschweiz
ab 2014 über die Kantonsgrenze hinaus wählen können, welches Gymnasium sie
besuchen möchten. Es wird ihnen allerdings kein Anrecht auf den Besuch einer
bestimmten Mittelschule eingeräumt, da die Kantone das bestehende Platzangebot
beibehalten wollen. Wenn ein Gymnasium einen zu starken Zulauf hat, wird es daher
Schülerinnen und Schüler abweisen müssen. Innerhalb der vier Kantone sollen auch
gemeinsame Standards für die gymnasiale und die Berufsmatura definiert werden. 18

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Berufsbildung

Die Erziehungsdirektoren von Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn
starteten im Berichtsjahr eine gemeinsame Berufsbildungsoffensive. Sie beabsichtigen
neben dem Volksschulbereich auch die Förderung der Berufsbildung zu koordinieren.
Handlungsbedarf sehen sie insbesondere beim Ausbau des Angebots von Attestlehren
für Jugendliche mit tiefen schulischen Leistungen sowie bei der Berufsmaturität. Die
Quote der Berufsmaturanden liegt in allen vier Kantonen unter dem
gesamtschweizerischen Durchschnitt. 19

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.08.2008
ANDREA MOSIMANN

Hochschulen

Die Regierungen der Kantone Aargau und Solothurn unterzeichneten Ende Jahr eine
Absichtserklärung zur Schaffung einer gemeinsamen, auf den Raum Aarau-Olten
konzentrierten FHS der Bereiche Technik, Wirtschaft, Gestaltung, Gesundheit und
Soziale Arbeit. In seinem Genehmigungsentscheid von 1998 hatte der Bund die
Fachhochschulprojekte Aargau, Solothurn und beider Basel zu einer Fachhochschule
zusammengefasst und die vier Kantone zu einer sinnvollen Form der interkantonalen
Zusammenarbeit im FH-Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) mit gemeinsamer
Trägerschaft verpflichtet. Die Kantone Aargau und Solothurn eröffneten eine
Vernehmlassung zu den Grundsätzen der geplanten Kooperation, die in einem von den
Kantonsparlamenten zu genehmigenden Trägerschaftsvertrag münden sollte. Hingegen
blieb eine weitergehende Zusammenarbeit mit den beiden Basler Kantonen noch offen.
Denn trotz gut 30 gemeinsam umgesetzten bzw. angelaufenen Projekten der FHNWCH,
dank welchen die Einhaltung der Vorgaben des Bundes gesichert schien, bestanden auf
politischer Ebene unterschiedliche Vorstellungen einer gemeinsamen Trägerschaft.
Dabei nahmen Basel-Land und Basel-Stadt gegenüber dem offensiven Vorpreschen des
Kantons Aargau eine eher bremsende Haltung ein. Mit Enttäuschung war in Basel zur
Kenntnis genommen worden, dass der Bundesrat das Gesuch um Anerkennung des
Hauptstudiengangs für Angewandte Informatik an der FHS beider Basel (FHBB)
abgelehnt hatte. Demgegenüber stimmten die Basler Kantonsparlamente für eine
Erweiterung der FHBB um den Bereich Gestaltung, womit sie erneut den Aargau mit
seinen Fusionsvorschlägen abblitzen liessen. Regionale Empfindlichkeiten und das
Vorantreiben je eigener Prestigeprojekte boten das ganze Jahr über Anlass zu
emotional geführten Diskussionen. Die SP-Kantonalparteien aller vier Kantone setzten
sich für eine Stärkung der Zusammenarbeit ein und verlangten mittels Vorstössen eine
gemeinsame Pädagogische FHS. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.12.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

01.01.65 - 01.01.21 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Zusammenfassung der FHS-Projekte Aargau, Solothurn und beider Basel im FH-
Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) bot auch in diesem Berichtsjahr Anlass zu
heftigen Diskussionen. Im Februar kam es zu einer überraschenden Studiengang-
Rochade zwischen der FHS Aargau und der FHS der beiden Basel: Die Architektur und
das Ingenieurwesen gingen nach Muttenz; der Aargau erhielt im Gegenzug den
Ausbildungsgang Bauprozess-Manager. Dadurch konnte das lange Seilziehen um die
Studiengänge entschieden werden. Hingegen war der Aufbau einer gemeinsamen FHS
mit Doppelstandort in Aarau und Olten, auf den sich die Kantone Solothurn und Aargau
im Dezember 1999 geeinigt hatten, immer noch stark umstritten. Die Standortfrage
spaltete insbesondere im Kanton Aargau die politischen Lager und führte zum
Regionenstreit, da der Ostaargau den bisherigen Standort Brugg nicht zugunsten von
Aarau aufgeben wollte. Im April wurde die Vernehmlassung zum 300-Millionen-Projekt
in beiden Kantonen abgeschlossen. Die Vernehmlassungsergebnisse stützten die Idee
einer fusionierten FHS mit Doppelstandort Aarau-Olten. Eine erneute Aufforderung zur
Kooperation ging an die beiden Basler Kantone, wobei die Standortfrage nicht vorweg,
sondern in einem „Gesamtpaket“ entschieden werden soll. Entsprechende Vorlagen an
die Parlamente der Kantone Solothurn und Aargau wurden für die erste Hälfte 2001 in
Aussicht gestellt. 21

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im November einigten sich die Bildungs- und Erziehungsdirektoren beider Basler
Kantone, des Aargaus und Solothurns auf eine verstärkte Zusammenarbeit ihrer FHS,
um die Bundesbedingungen für die Anerkennung der FHS Nordwestschweiz zu erfüllen.
Mit einer entsprechenden Vereinbarungsunterzeichnung wurden dem bestehenden
Kooperationsrat neue Aufgaben, Kompetenzen und Mittel zugewiesen. Zudem
beschlossen die Erziehungsdirektoren ein gemeinsames Portfolio, das die
Studiengänge, Vertiefungsrichtungen und Schwerpunkte der FHS Nordwestschweiz
verbindlich festschreibt. Kurz nacheinander kam es dann im Dezember zu zwei
Standortentscheiden in den Kantonsparlamenten Aargau und Solothurn. Der Aargauer
Grosse Rat stimmte einer Fusion der bestehenden FHS und ihrer Konzentration auf
einem Campus in Brugg-Windisch sowie einer Aufhebung der Berufsschulen in Brugg
zu. Insbesondere die Hauptstadt Aarau hatte gegen diesen Entscheid Opposition
gemacht, der nun das ursprüngliche Ansinnen der beiden Kantone auf Schaffung einer
gemeinsamen FHS im Raum Aarau-Olten scheitern liess. Der Solothurner Kantonsrat
bewilligte seinerseits eine Konzentration der FHS für alle Fachrichtungen in Olten und
hiess den Verbleib der Technikerschule in Grenchen gut. Im weiteren stimmten die
Regierungen der beiden Basel einem Staatsvertrag zu, der ab Sommer 2002 eine
Zusammenlegung der Lehrerausbildung in den beiden Kantonen dank der Schaffung
einer neuen FHS vorsieht. 22

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Von einem Durchbruch sprachen die Regierungen des Kantons Aargau und der beiden
Basel aufgrund ihrer Einigung auf eine Vollfusion ihrer FHS zur Fachhochschule
Nordwestschweiz und der für das Jahr 2004 in Aussicht gestellten Vernehmlassung zu
einem entsprechenden Staatsvertrag. Solothurn wollte als vierter Nordwestschweizer
FHS-Kanton (noch) nicht auf diesen Zug aufsteigen und optierte für ein differenziertes
Fusionsmodell mit drei Teilschulen bzw. einer gemeinsam getragenen Institution mit
drei Teilschulen in Brugg, Basel/Muttenz und Olten. Insbesondere mit der Integration
der Pädagogischen FHS und der Musikhochschulen wollte Solothurn noch zuwarten. 23

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Im November schlossen die Regierungen des Kantons Aargau, beider Basel und
Solothurns einen Staatsvertrag über eine gemeinsame Fachhochschule
Nordwestschweiz (FHNW) in den Bereichen Technik, Bau, Wirtschaft, Gestaltung und
Kunst, Soziale Arbeit, Pädagogik sowie Musik (diese ab 2008). Die Kooperation soll in
eine Vollfusion münden. Das von Solothurn favorisierte Modell mit drei Teilschulen
drang nicht durch. Die FHNW wird einer einheitlichen Führung unterstehen (mit
Hauptsitz Windisch, AG) und einen umfassenden Leistungsauftrag erhalten, jedoch an
den bisherigen Standorten präsent bleiben. Weil Solothurn und Aargau hohe
Mehrkosten zu tragen haben, Basel-Stadt aber entlastet wird, erklärte sich der
Stadtkanton bereit, drei Jahre lang Abfederungen von insgesamt 3,4 Mio Fr. zu
entrichten. Die Kantonsregierungen trugen dem insbesondere von den freisinnigen
Kantonalparteien konzertiert vorgebrachten Hauptkritikpunkt aus der Vernehmlassung
Rechnung und stellten eine Bereinigung der Portfolio-Frage vor den
Parlamentsberatungen auf Ende Januar 2005 in Aussicht. 24

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.11.2004
MAGDALENA BERNATH
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Da die seit längerem laufenden Verhandlungen zwischen Basel-Landschaft und dem EDI
als zuständigem Bundesdepartement zur Anerkennung des Halbkantons als
Universitätskanton bis anhin erfolglos verliefen, reichte Letzterer, der die Universität
Basel seit 2007 paritätisch mitträgt und weitere Hochschulinstitutionen
(Fachhochschule Nordwestschweiz, Basler ETH-Bereich usw.) mitfinanziert, im Februar
des Berichtsjahrs eine Standesinitiative ein. Darin wurde der Bundesrat ersucht, den
Kanton Basel-Landschaft in der Verordnung zum (auslaufenden)
Universitätsförderungsgesetz (UFG) unter den Universitätskantonen aufzuführen.
Obschon sie dem Ansinnen günstig gesinnt waren, gaben beide Räte der Initiative aus
formalen Gründen – die Verordnung steht in der Kompetenz des Bundesrats – keine
Folge. Hingegen nahm der Ständerat mit Zustimmung des Bundesrats eine Motion
Janiak (sp, BL) ähnlicher Stossrichtung an, die dieser als Reaktion auf die negative
Haltung seines Rats zur Standesinitiative lanciert hatte. Die Motion will dem im neuen
HFKG vorgezeichneten Prozess (Bestimmung der Kantonsvertretungen im Hochschulrat
über ein entsprechendes Konkordat) vorgreifen und die Anerkennung von Basel-
Landschaft als Hochschulkanton über eine eigens dafür geschaffene Gesetzesgrundlage
erreichen. Der Nationalrat hat den Vorstoss noch nicht behandelt. Der Bundesrat
seinerseits wäre bereit, im Rahmen seiner rechtlichen Kompetenzen auf ein
Anerkennungsgesuch einzutreten. 25

MOTION
DATUM: 29.11.2011
SUZANNE SCHÄR

En septembre 2011, le Conseil des Etats avait décidé de ne pas donner suite à l’initiative
du canton de Bâle-Campagne qui visait la reconnaissance de ce canton en tant que
canton universitaire. Suite à ce refus, Janiak (ps, BL) a décidé de lancer, au sein de la
même chambre, une motion d’un objectif similaire. Concrètement, le canton de Bâle-
Campagne participe au financement de l’université de Bâle, à part égale avec le canton
de Bâle-Ville. Il verse aussi des contributions financières à la « Fachhochschule
Nordwestschweiz », aux autres universités et hautes écoles du canton, ainsi qu’au
domaine des EPF et au centre suisse d’électronique et de microtechnique (CSEM). En
conclusion, le canton joue un rôle majeur en tant qu’investisseur dans le paysage des
hautes écoles suisses. Par conséquent, aucune des deux commissions et encore moins
le Conseil Fédéral n’ont remis en question la légitimité de la demande de
reconnaissance. Néanmoins, quelques difficultés d’ordre technique ont subsisté.
Premièrement, le Conseil fédéral a relevé qu’une telle reconnaissance n’était pas
uniquement de son ressort. En effet, la Conférence suisse des Directeurs cantonaux de
l’Instruction Publique (CDIP) ainsi que la CUS ont leur mot à dire en cas de
modifications légales du concordat intercantonal du 9 décembre 1999. Deuxièmement,
dans la perspective de la nouvelle loi fédérale sur l’encouragement des hautes écoles et
la coordination dans le domaine suisse des hautes écoles (LEHE), une telle motion
n’arrive pas dans un contexte adéquat. Pourtant, cette motion a été soutenue par le
Conseil fédéral qui souhaitait donner un fort gage de reconnaissance vis-à-vis des
investissements consentis par le canton de Bâle-Campagne. Dans la même logique, le
Conseil des Etats a accepté cette motion, bien que sa commission de la science, de
l’éducation et de la culture (CSEC-CN) ait proposé de la refuser pour des raisons
purement formelles à 16 voix contre 6. Le Conseil national a fini, lui aussi, par accepter
de justesse la motion par 80 voix contre 78. 26

MOTION
DATUM: 29.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

En juin 2017, le Conseil national a choisi de ne pas entrer en matière sur une initiative
parlementaire Eymann (plr, BS) demandant la représentation au sein du Conseil des
hautes écoles pour toutes les collectivités responsables d'une haute école. Par une
modification de l'article 12 de la loi sur l'encouragement et la coordination des hautes
écoles (LEHE), le député bâlois souhaitait permettre une représentation selon lui plus
fidèle des collectivités déterminantes notamment dans le financement des hautes
écoles et universités. Il prend l'exemple du canton de Bâle-campagne, qui malgré
l'importante part de son budget allouée à l'éducation tertiaire et au nombre d'étudiants
qu'il compte, ne peut siéger au Conseil des hautes écoles (CSHE). Allant dans ce sens,
une motion (11.3798) du député Janiak avait été déposée en 2011 et demandait la
reconnaissance du canton en tant que canton universitaire. Ces deux objets n'ont pas
passé la rampe, notamment parce que la chambre basse a estimé que la répartition des
représentations est une compétence avant tout cantonale et que l'université de Bâle
serait surreprésentée par une répartition différente. L'initiative parlementaire Eymann
a été balayée par 121 voix contre 50 avec 7 abstentions. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2017
SOPHIE GUIGNARD
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Forschung

Die Ethikkommission beider Basel (EKBB) hatte ihren Entscheid zum nationalen
Forschungsschwerpunkt „Swiss Etiological Study of Adjustment and Mental Health“
(Sesam), der unter Federführung der psychologischen Fakultät der Universität Basel
steht, bekanntgegeben. Das Gremium sagte grundsätzlich „Ja“ zum Projekt, welches die
Ursachen von psychischen Erkrankungen ergründen will und zu diesem Zweck 3000
Kinder – von der Schwangerschaft bis zum Erwachsenenalter – sowie deren Familien
einer langfristigen Untersuchung unterziehen wird. Allerdings ist der Entscheid der
EKBB mit Auflagen verbunden. So wurde von den Projektverantwortlichen unter
anderem verlangt, dass sie auf DNA-Analysen bei Kindern verzichten. Solche
Untersuchungen sollen erst möglich sein, wenn die Probanden das Erwachsenenalter
erreicht haben. Sowohl die Sesam-Initianten als auch die Kritiker zeigten sich zufrieden
mit dem Entscheid der Ethikkommission. 28

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.03.2007
LINDA ROHRER
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